
Brozus, Lars et al.

Article

Expertenwissen im politischen Prozess — Nutzen, Grenzen
und Gefahren

Wirtschaftsdienst

Suggested Citation: Brozus, Lars et al. (2017) : Expertenwissen im politischen Prozess — Nutzen,
Grenzen und Gefahren, Wirtschaftsdienst, ISSN 1613-978X, Springer, Heidelberg, Vol. 97, Iss. 4, pp.
239-255,
https://doi.org/10.1007/s10273-017-2125-2

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/196505

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://doi.org/10.1007/s10273-017-2125-2%0A
https://hdl.handle.net/10419/196505
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
239

ZeitgesprächDOI: 10.1007/s10273-017-2125-2

Expertenwissen im politischen Prozess – 
Nutzen, Grenzen und Gefahren
Die Wahl Donald Trumps, der Brexit und der Erfolg populistischer Parteien in Europa zeigen 
tiefsitzende Skepsis gegenüber Experten und Eliten und deren komplexen Erklärungen 
der politischen und wirtschaftlichen Zusammenhänge. Ökonomen wird vorgeworfen, sich 
in Detailfragen zu verlieren und ein unrealistisches Menschenbild zu pfl egen. Tatsächlich 
wäre es aber wichtig, die Unabhängigkeit der Ökonomen abzusichern, mehr Transparenz 
über die Hintergründe ihrer Ergebnisse herzustellen und stärker auf die Relevanz ihrer 
Forschungsfragen zu achten. Zudem sollten sie mehr Wert auf eine für alle verständliche 
Kommunikation mit Politik und Medien legen. Umgekehrt sollten letztere sich aber auch 
ernsthaft mit den ökonomischen Ergebnissen auseinandersetzen.

Lars Brozus, Oliver Geden

Experten, Politik und Populismus

 Am 3. Juni 2016 gab Michael Gove, der damalige britische 
Justizminister und während der Brexit-Kampagne einer 
der Hauptbefürworter des Austritts Großbritanniens aus 
der EU, ein denkwürdiges Interview zum Thema „EU: In 
or Out?“1. Gleich zu Beginn wurde der Minister gefragt, 
ob er auch nur einen einzigen unabhängigen Ökonomen 
benennen könne, der seine Position unterstütze. Gove re-
agierte darauf mit dem Verweis, dass sich Ökonomen in 
der Vergangenheit immer wieder geirrt hätten. Daher sei 
er froh, sie nicht an seiner Seite zu wissen. Später ergänz-
te er, dass die britische Bevölkerung genug davon habe, 
von Experten gesagt zu bekommen, was das Beste wäre. 
Das mache ihn zuversichtlich für das anstehende Refe-
rendum, in dem es für die Briten darum gehe, die Kontrol-
le über das eigene Schicksal zurückzugewinnen.

Politik in der Zwickmühle

Zwar sollte das Ergebnis des Referendums am 23. Juni 
2016 die Zuversicht des Ministers bestätigen. Allerdings 
kann dies nicht darüber hinwegtäuschen, dass sich Gove 
während des Interviews in einer für das Verhältnis von 
Wissenschaft und Politik charakteristischen Zwickmüh-
le befand. Tatsächlich gab es kaum Ökonomen, die sich 
für den Brexit aussprachen. Die weit überwiegende Zahl 

1 Vgl. EU: In or Out? Faisal Islam Interview with Michael Gove, 3.6.2016 
Interview-Transkription, https://corporate.sky.com/media-centre/
media-packs/2016/eu-in-or-out-faisal-islam-interview-with-michael-
gove,-30616-8pm.

der Experten warnte vor den wirtschaftlichen Folgen. 
Nun kann vermutet werden, dass Gove nur zu gern auf 
ökonomische Expertise zurückgegriffen hätte, um seine 
Brexit-Befürwortung wissenschaftlich untermauern zu 
können. Schließlich verzichten Politiker ungern darauf, 
ihre Positionen mit Rückgriff auf externen Sachverstand 
zu begründen. Wenn sich für umstrittene Positionen keine 
oder kaum wissenschaftliche Unterstützung mobilisieren 
lässt, geraten sie schnell in argumentative Nöte.

Es lässt sich nicht mit Bestimmtheit sagen, ob Goves 
pauschale Experten-Kritik aus der subjektiven Notsitua-
tion resultierte, keinen einzigen halbwegs renommierten 
Ökonomen benennen zu können, der seine Position teilte. 
Bemerkenswert ist jedenfalls, wie Gove die Experten in 
die klassische populistische Konfl iktkonstellation („Wir“ 
gegen „die Anderen“) einsortierte.2 Während die EU, 
Großunternehmen und Intellektuelle in der populistischen 
Basiserzählung schon immer dem Block der vermeintlich 
von Partikularinteressen geleiteten „Anderen“ zugerech-
net werden, ist die Diskreditierung von Expertenwissen 
in dieser Deutlichkeit neu. Wo sich populistische Politiker 
früher noch die Mühe gemacht hätten, Gegenexpertise 
ins Feld zu führen, verkünden sie heute selbstbewusst, 
dass Expertenwissen eigentlich irrelevant sei und man 
lieber auf den „gesunden Menschenverstand“ oder auf 
„alternative Fakten“ setzen solle.

2 Vgl. F. Decker: Der neue Rechtspopulismus, Opladen 2003.
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Die Gove-Episode steht beispielhaft für eine spezifi sche 
Problematik, die daraus entsteht, dass der Wissenschaft 
in modernen Gesellschaften eine immer größere Rol-
le zukommt.3 Denn dieser Bedeutungszuwachs droht, 
die Handlungsautonomie der Politik zu begrenzen. Zwar 
scheint Konsens darüber zu bestehen, dass die Politik auf 
belastbares Wissen angewiesen ist, um effektive Steue-
rung unter Bedingungen steigender Komplexität in Staat, 
Wirtschaft und Gesellschaft ausüben zu können. Weniger 
klar ist hingegen, wieviel Defi nitions- und Deutungsmacht 
die Politik der Wissenschaft überhaupt zugestehen kann, 
ohne Gefahr zu laufen, zum bloßen Umsetzungsorgan zu 
werden.

Die Politisierung wissenschaftlicher Expertise

Die Befunde der Forschung darüber, wie wissenschaft-
liche Erkenntnisse in der politischen Praxis genutzt 
werden, verdeutlichen allerdings, dass die Politik ihre 
Handlungsautonomie angesichts der zunehmenden Be-
deutung von Expertise durchaus mit Erfolg zu bewahren 
sucht.4 Demnach erfolgt die Aneignung wissenschaft-
lichen Wissens durch die Politik in einem Prozess, der 
wesentlich durch die (politische) Nachfrage- und nicht 
durch die (wissenschaftliche) Angebotsseite bestimmt ist. 
Expertise, die mit den in politisch-administrativen Orga-
nisationen vorhandenen Präferenzen kompatibel ist, hat 
größere Chancen darauf, wahrgenommen zu werden. 
Wissen, das die Positionen der politischen Akteure infra-
ge stellt oder das die administrativen Apparate vor gro-
ße operative Herausforderungen zu stellen scheint, wird 
hingegen oft ignoriert. Die Idee, dass wissenschaftliche 
Evidenz praktische Politik anleiten sollte, verkehrt sich 
mitunter gar ins Gegenteil: die Politik prägt nicht nur die 
Evidenzrezeption, sondern auch die Evidenzproduktion.5

Dieser Befund steht in eigentümlichem Kontrast zu den 
Appellen politischer Entscheidungsträger, die Wissen-
schaft möge sich stärker in der Beratung engagieren. Er-
klärbar ist er über das politische Konkurrenzgebot, das 
letztlich die Grundlage für den demokratischen Wettbe-
werb zwischen Parteien, Personen und Fachpolitiken bil-
det. Dieser basiert auf unterscheidbaren Konzepten und 

3 Vgl. E. Suhay, J. Druckman: The Politics of Science: Political Valu-
es and the Production, Communication, and Reception of Scientifi c 
Knowledge, in: The Annals of the American Academy of Political and 
Social Science, 685. Jg. (2015), H. 1, S. 6-15.

4 Vgl. P. Weingart, G. Wagner (Hrsg.): Wissenschaftliche Politikberatung 
im Praxistest, Weilerswist 2015; und L. Brozus: Mehr Wissenschaft 
für bessere Politik? Hürden, Optionen und etwas Evidenz, PeaceLab-
Blog, 9.11.2016, http://www.peacelab2016.de/peacelab2016/debatte/
friedensforschung/article/mehr-wissenschaft-fuer-bessere-politik-
huerden-optionen-und-etwas-evidenz/.

5 Vgl. P. Cairney: The Politics of Evidence-Based Policy-Making, Ba-
singstoke 2016.

Präferenzen, die sich in miteinander rivalisierenden Poli-
cy-Angeboten bündeln. In der sozialen Realität von Staat, 
Wirtschaft und Gesellschaft sind von Experten erarbeite-
te Lösungsvorschläge und Handlungsempfehlungen da-
her selten politisch neutral, und seien sie auch noch so 
wissenschaftlich begründet. Unumstrittene Problemlö-
sungen sind nur dann zu erwarten, wenn der Sachverhalt 
konkurrenzpolitisch irrelevant ist, von Parteien oder Re-
gierungen also nicht zur Abgrenzung gegen Kontrahenten 
verwendet wird. Dies ist allenfalls bei technisch-regulato-
rischen Detailproblemen der Fall. Häufi g aber nutzen die 
politischen Lager wissenschaftliche Expertise zur Profi -
lierung und Legitimierung eigener Grundsatzpositionen. 
Der Hang zur Politisierung von Expertise mag sich nach 
Politikfeldern unterscheiden, er mag in Parlamenten stär-
ker ausgeprägt sein als in Ministerien, auf den Leitungs-
ebenen der Verwaltung stärker als auf deren Fachebenen. 
Tatsache aber ist: Fakten stehen selten für sich allein, 
mindestens ebenso wichtig ist, wie sie mit politisch rele-
vanter Bedeutung aufgeladen werden können.6

Das Problem der Politisierung von Expertise ist nicht neu, 
wie ein Blick auf die Entstehungsgeschichte von Think 
Tanks in den USA und Großbritannien zeigt.7 Ihr Aufstieg 
nach dem Zweiten Weltkrieg hing eng mit erbittert ge-
führten Kontroversen zwischen Liberalen auf der einen 
und Konservativen auf der anderen Seite des politischen 
Spektrums zusammen. In den 1960er Jahren tendierte die 
sozialwissenschaftliche Forschung dazu, liberale Positio-
nen zu unterstützen, vor allem mit Blick auf gesellschafts-
politische Maßnahmen. Wenig verwunderlich ist es daher, 
dass sich vor allem das liberale politische Lager für die 
„Verwissenschaftlichung der Politik“ einsetzte. Faktenba-
sierte Entscheidungen wurden als quasi überparteilicher, 
objektiver Ausweg aus quälenden politischen Konfl ikten 
dargestellt. Damit wurde wissenschaftliche Expertise zu 
einer wertvollen Ressource, die in politischen Konkurrenz-
kämpfen genutzt werden konnte.

Dieses „Outsourcing“ hatte profunde Implikationen für 
den politischen Wettbewerb, da es die demokratiepoli-
tisch notwendige Abgrenzung der politischen Lager von-
einander, die auf unterschiedlichen Policy-Angeboten 
für die Identifi kation und Lösung von Problemen basiert, 
einzuebnen drohte. Konsequent durchdacht bedeutet die 
Verwissenschaftlichung der Politik, dass es kaum noch 
Raum für konkurrenzpolitische Auseinandersetzungen 
gibt, da die „richtige“ politische Entscheidung durch evi-

6 Vgl. O. Geden, L. Brozus: Die irritierten Experten, in: Süddeutsche 
Zeitung vom 6.2.2017, S. 18.

7 Vgl. F. Fischer: American Think Tanks: Policy Elites and the Politici-
zation of Expertise, in: Governance, 4. Jg. (1991), H. 3, S. 332-353; 
und A. Rich: Think tanks, public policy, and the politics of expertise, 
Cambridge 2004.
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denzbasierte wissenschaftliche Analysen vorgegeben 
wird. Eine von der wissenschaftlichen Empfehlung ab-
weichende Politik wäre irrational und damit nicht nur mo-
ralisch verfehlt, sondern auch politisch illegitim. Daher 
kann es nicht überraschen, dass der Aufstieg liberaler 
Think Tanks von konservativen Kräften gekontert wurde. 
Sie erkannten in den 1970er Jahren die strategische Not-
wendigkeit „eigener“ wissenschaftlicher Institutionen und 
Experten, um im politischen Konkurrenzkampf mithalten 
zu können. In den USA nahmen unter der Präsidentschaft 
Reagans in den 1980er Jahren konservative Think Tanks 
wie Heritage eine dominierende Rolle bei der Produktion 
von Policy-Angeboten ein. Auch für die Trump-Administ-
ration ist Heritage ein einfl ussreicher Ideengeber.

Der Versuch, Politik zu verwissenschaftlichen, trug somit 
zur Politisierung der Wissenschaft bei. Das vielbeschwo-
rene Ideal der evidenzbasierten Politik steht dabei in ei-
nem ganz konkreten Spannungsverhältnis zur Realität 
politikbasierter Evidenz.8 Das zeigt sich nicht zuletzt in der 
Praxis wissenschaftlicher Politikberatung. Parlaments-
fraktionen laden zu Ausschussanhörungen bevorzugt Ex-
perten ein, die ihnen nahestehen. Ebenso werden staatli-
che Beratungskommissionen oft gemäß des Parteienpro-
porzes besetzt. Dabei geht es nicht um das Parteibuch, 
sondern um die Übereinstimmung der Expertenaussage 
mit der jeweils präferierten politischen Position. Auch Mi-
nisterien organisieren die Vergabe von Studienaufträgen 
in der Regel so, dass die zu erwartenden Ergebnisse ihren 

8 Vgl. H. Strassheim, P. Kettunen: When does evidence-based policy 
turn into policy-based evidence? Confi gurations, contexts and me-
chanisms, in: Evidence & Policy, 10. Jg. (2014), H. 2, S. 259-277.
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Interessen nicht diametral entgegenstehen. Ist dies doch 
einmal der Fall, werden Studien bisweilen nur mit großer 
Verzögerung veröffentlicht und dabei gelegentlich mit 
gravierenden Veränderungen versehen.

Integrität durch Qualitätssicherung

Insofern wäre es eine verkürzte Analyse, aus dem Brexit-
Votum, dem Wahlsieg Trumps und den elektoralen Erfol-
gen „postfaktischer“ Kampagnen in Europa den Anbruch 
einer Ära abzuleiten, in der wissenschaftliche Expertise 
weniger gilt. Dass Experten infrage gestellt und nicht ein-
fach ignoriert werden, belegt vielmehr den gestiegenen 
Druck auf die Politik, ihre Handlungsspielräume gegen 
einen wissenschaftlichen „Fakten- und Deutungsimpe-
rialismus“ zu verteidigen. Unter Bedingungen einer ver-
stärkten politischen Polarisierung wird es aber in der Tat 
immer wichtiger für die Wissenschaft, ihre Integrität ge-
gen Vereinnahmungsversuche durch die Politik zu wah-
ren, selbst dort, wo es um der „guten Sache“ Willen ge-
schieht.9

Daher täte die Politikberatung gut daran, die Chance für 
eine kritische Selbstrefl exion zu nutzen. Dazu gehört es, 
die eigenen normativen Vorannahmen, die selten unpo-
litisch sind – was die politisierte Öffentlichkeit auch gar 
nicht erwartet, explizit offenzulegen. Selbstverständlich 
haben auch Experten Vorstellungen davon, wie Staat, 
Wirtschaft und Gesellschaft geordnet sein sollen. Ebenso 
müssten die potenziellen Wirkungen von Handlungsemp-
fehlungen mit Blick auf die Adressaten hinterfragt werden. 
Denn auch Experten machen Fehler und unterliegen Fehl-
einschätzungen, sie neigen zu „confi rmation bias“ und 
„group think“ und haben Interessen, nicht zuletzt professi-
onspolitische. Um die daraus entstehenden Risiken zu be-
grenzen, gibt es wissenschaftliche Verfahren. Dazu gehö-
ren etwa die fachliche Begutachtung von Texten, bevor sie 
publiziert werden, oder die Offenlegung von Ausgangs- 
und Wirkungsannahmen im jeweiligen Forschungsdesign. 
Diese Verfahren sind indes nicht immer hinreichend sicht-
bar für die Öffentlichkeit. Für das Ansehen von Experten 
wäre es hilfreich, diese Verfahren stärker zu erklären und 
ihren Wert hervorzuheben.10

Gleichzeitig sollten sich die Berater aktiver als bisher da-
mit auseinandersetzen, wie die Politik wissenschaftliche 
Expertise tatsächlich nutzt. Das schließt ein, zu hinter-
fragen, ob die Praxis wissenschaftlicher Politikberatung 
etwa in parlamentarischen Anhörungsverfahren sinnvoll 

9 Vgl. O. Geden: Climate advisers must maintain integrity, in: Nature, 
521. Jg. (2015), H. 7550, S. 27-28.

10 Vgl. H. Douglas: Politics and Science: Untangling Values, Ideologies, 
and Reasons, in: The Annals of the American Academy of Political 
and Social Science, 685. Jg. (2015), H. 1, S. 296-306.

organisiert ist. Zudem könnten anspruchsvolle Gütekrite-
rien für die wissenschaftliche Politikberatung entwickelt 
werden, deren Einhaltung Voraussetzung für die Teilnah-
me am Wettbewerb um ausgeschriebene Beratungs-
leistungen wäre. Dazu würden auch Transparenzregeln 
gehören, die die kommerziellen Interessen und Finanzie-
rungsquellen von den im Beratungsmarkt aktiven Wett-
bewerbern offenlegen.11

Schließlich sollte sich die Politikberatung verstärkt mit 
den alltäglichen Diskussions- und Entscheidungsprozes-
sen in Ministerien und anderen politisch-administrativen 
Organisationen befassen, um Vorschläge dafür entwi-
ckeln zu können, wie diese Akteure besser in die Lage 
versetzt werden könnten, wissenschaftliche Expertise 
aufzunehmen.12 Denn es gibt auch handlungspraktische 
Gründe dafür, dass wissenschaftliches Wissen selektiv 
genutzt und mitunter instrumentalisiert wird. Dazu gehö-
ren Faktoren wie Zeitmangel, vor allem auf der Ebene der 
Entscheidungsträger, mangelndes institutionelles Ge-
dächtnis und eine Organisationskultur, die kaum Prämien 
für die Beschäftigung mit wissenschaftlichen Erkenntnis-
sen vorsieht.

Wenn Wissenschaft effektiver genutzt werden soll, kom-
men Politik und Verwaltung nicht umhin, sich mit ihren Ar-
beitsmethoden und Organisationskulturen auseinander-
zusetzen. Zeitmangel kann durch eine bessere Arbeitsor-
ganisation und eine andere Prioritätensetzung gelindert 
werden. Ein professionelles Wissensmanagementsystem 
kann dazu beitragen, das Rad nicht fortwährend neu zu 
erfi nden. Dezentralisierte Entscheidungsstrukturen kön-
nen die oberen Hierarchieebenen entlasten und die Ei-
genverantwortung der nachfolgenden Ebenen stärken. 
Kontinuierliche Wissensrezeption und ein regelmäßiger 
Austausch mit der Forschung, etwa in Akademiker-Prak-
tiker-Diskussionen, könnten schließlich zu beförderungs-
relevanten Beurteilungsfaktoren werden.13 Dies sind nur 
einige Beispiele für Reformansätze auf Seiten der poli-
tisch-administrativen Apparate, die zusammengenom-
men eine Steuerungswirkung hin zu besserer Kooperati-
on mit der Wissenschaft erzielen können.

11 Vgl. J. Lentsch, P. Weingart (Hrsg.): The Politics of Scientifi c Advice: 
Institutional Design for Quality Assurance, Cambridge 2011.

12 Vgl. P. Cairney, K. Oliver, A. Wellstead: To Bridge the Divide between 
Evidence and Policy: Reduce Ambiguity as Much as Uncertainty, in: 
Public Administration Review, 76. Jg. (2016), H. 3, S. 399-402.

13 Vgl. P. Cairney: How can policy theory have an impact on policyma-
king? The role of theory-led academic–practitioner discussions, in: 
Teaching Public Administration, 33. Jg. (2015), H. 1, S. 22-39.
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Aida Ćumurović, Reint E. Gropp

Verbesserung von politischer Beratung und Wirtschaftspolitik

„Wir haben – auch in Deutschland – eine tiefgehende, lang-
lebige, breit verankerte Vertrauenskrise,“ meint Susanne 
Marell, Chefi n der PR- und Kommunikationsagentur Edel-
man-Deutschland.1 Nicht zuletzt seit Ausbruch der Finanz-
krise ist das Vertrauen in Experten – und hier ganz speziell 
das in Ökonomen – weiter gesunken. Begründungen und 
Erklärungen der Wirtschaftswissenschaftler werden heute 
mit deutlich mehr Skepsis betrachtet, als es noch vor eini-
gen Jahren der Fall war. Und gerade sie sind es, die die Po-
litiker bei deren Entscheidungen beraten sollen. Doch auch 
das Vertrauen der Bevölkerung in ihre Politiker ist nicht 
besonders stark ausgeprägt: Eine weltweite Umfrage der 
Gesellschaft für Konsum-, Markt- und Absatzforschung 
(GfK)zeigt, dass aktuell nicht einmal die Hälfte der Befrag-
ten Vertrauen in Regierungen, politische Parteien oder gar 
die Medien hat.2 Zum glaubwürdigsten Ansprechpartner ist 
demgegenüber „eine Person wie du und ich“ geworden, 
zeigt das Edelman Trust Barometer 2017: Dem Ratschlag 
einer gleichrangigen Person aus dem Umfeld vertrauen 
genauso viele wie dem Urteil eines Experten (während 
nur halb so viele Vertreter der Regierung für glaubwürdig 
halten).3 Eine gefährliche Entwicklung.

Woher Misstrauen und Unzufriedenheit kommen, darauf 
lässt die Edelman-Umfrage ebenfalls schließen. Sie be-
stätigt, was viele Experten bereits lange fürchten: Immer 
mehr Menschen fühlen sich abgehängt. Sie glauben, von 
der Globalisierung nicht profi tiert zu haben oder von Kri-
sen besonders stark betroffen zu sein. Die Veränderungen 
in der Welt verlaufen ihnen zu schnell. Sie sehen für sich 
persönlich keine Vorteile in der Globalisierung, glauben, die 
Folgen der Entwicklungen seien nicht abschätzbar oder 
fürchten sich gar vor ihr.4 Um die eigenen Arbeitsplätze 
zu schützen, wünschen sich viele Menschen daher weni-
ger Freihandelsabkommen, Beschränkungen der Nieder-
lassungsfreiheit in der EU, weniger Immigration und mehr 

1 T. Dillmann: Edelman Trust Barometer 2017: Vertrauenskrise gefährdet 
demokratische Gesellschaft in Deutschland, Bad Honnef, 1.2.2017, 
http://pr-journal.de/lese-tipps/studien/18546-edelman-trust-barome-
ter-2017-vertrauenskrise-gefaehrdet-demokratische-gesellschaft-in-
deutschland.html.

2 GfK Verein: Global Trust Report – Internationale Studie zum Vertrauen 
der Menschen in Institutionen und Branchen, 2014, http://www.gfk-
verein.org/forschung/studien/global-trust-report.

3 29% der Befragten der Edelman-Umfrage beurteilen Vertreter der 
Regierung als glaubwürdig, immerhin je 60% vertrauen der Expertise 
von Fachwissenschaftlern und einer „Person like you“. Das Edelman 
Trust Barometer befragt weltweit über 38 000 Menschen in 28 Län-
dern. Vgl. Edelman Trust Barometer 2017, http://www.edelman.com/
trust2017/.

4 Über 60% der Befragten sind besorgt über die Folgen der Globalisie-
rung, jeder Vierte fürchtet sie sogar.

staatlichen Schutz der heimischen Wirtschaft. Ein langsa-
meres Wirtschaftswachstum, so das Ergebnis der Befra-
gung, würden sie dafür in Kauf nehmen.5

Werden die Nachteile von Protektionismus und Abschot-
tung für die Gesellschaft nicht erkannt oder nicht verstan-
den? Oder haben Experten die gesamtgesellschaftliche 
Kehrseite der Globalisierung zu wenig im Fokus? Fokussie-
ren sie sich zu sehr auf Detailfragen und vernachlässigen 
dabei „das große Bild“? Die Enttäuschung darüber, dass 
eine Wirtschaftskrise trotz massiver Wirtschaftsforschung 
und Prognosen derart wirken konnte, bestärkt die Skep-
sis gegenüber der Arbeit von Ökonomen.6 Das Misstrau-
en wächst zudem, wenn die Bevölkerung davon ausgeht, 
dass Regierungen ihre Wahlversprechen nicht halten. Die 
wachsende Unsicherheit verstärkt das Misstrauen in Wirt-
schaft, Politik und Wissenschaft.

Unabhängigkeit als Grundstein guter Wissenschaft

Neben dem mangelnden Vertrauen der breiten Öffentlich-
keit in Ökonomen stellt sich außerdem die Frage nach der 
Beziehung zwischen Politikern und ihren ökonomischen 
Ratgebern. Grundsätzlich besteht zwischen Politikern 
und Wissenschaftlern eine Reihe von Zielkonfl ikten. Der 
Fokus von Politikern liegt naturgemäß nicht unbedingt auf 
wissenschaftlichen Fakten, sondern auf der eigenen Wie-
derwahl. Denn nur wenn sie wiedergewählt werden, haben 
sie die Möglichkeit, sich aktiv am gesellschaftlichen Ge-
staltungsprozess überhaupt zu beteiligen. Wissenschaftler 
hingegen haben generell einen eher langfristigen Horizont. 
Eine sehr gute wissenschaftliche Publikation beispielswei-
se erfordert von der Idee bis zur Veröffentlichung mindes-
tens fünf Jahre. Politiker sind demgegenüber auf schnelle 
Antworten angewiesen und können sich in den wenigsten 
Fällen erlauben, weiter als vier Jahre in die Zukunft zu den-
ken. Aus Sicht eines Ökonomen ist eine Wirtschaftspolitik 
positiv zu bewerten, bei der es mehr Gewinner als Verlie-
rer gibt. Für einen Politiker spielt es aber eher eine Rolle, 

5 47% der Befragten stimmen der Aussage zu, man sollte weniger Frei-
handelsabkommen beitreten, weil diese den eigenen Arbeitnehmern 
schaden. 72% fi nden, dass die Regierungen heimische Arbeitsplätze 
und Industrien schützen sollten, auch wenn das bedeutet, dass die 
eigene Wirtschaft weniger schnell wächst.

6 Im europäischen Vergleich ist das Vertrauen in das politische System 
in krisengeprägten und osteuropäischen Ländern auf niedrigstem Ni-
veau. Das Vertrauen in das Gesellschaftssystem ist in den vergange-
nen Jahren in Irland, Portugal und Spanien spürbar zurückgegangen. 
Im internationalen Vertrauensvergleich belegen Spanien, Portugal 
und Griechenland die letzten drei Plätze beim Gesamtindikator, wobei 
Griechenland seit 2008 auf dem letzten Platz ist. Vgl. Edelman Trust 
Barometer 2017, a.a.O.
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ob sich unter den Gewinnern auch ein großer Anteil seiner 
Wähler befi ndet. Darüber hinaus ist die Wahrnehmung von 
Verlusten und Gewinnen beim Wähler asymmetrisch: Po-
sitive Entwicklungen werden gerne der eigenen Leistung 
zugeschrieben, negative gerne dem Staat angehängt.

Wenn also ein Politiker zu mutig ist und Reformen imple-
mentiert, die zu vielen Gewinnern und einigen wenigen 
Verlierern führen, machen nur die Verlierer die Reformen 
für ihre schlechtere Situation verantwortlich. Das hat zur 
Konsequenz, dass es mit der Wiederwahl schwierig wird. 
Ein gutes Beispiel für dieses Phänomen sind die Hartz-IV-
Reformen. In der Öffentlichkeit macht es den Anschein, 
dass es im Rahmen dieser Reformen nur Verlierer und keine 
Gewinner gibt, obwohl die Arbeitslosigkeit in Deutschland 
um über 1 Mio. gesunken ist. Und absurderweise will keine 
Partei für die Reformen wirklich zuständig gewesen sein: 
Die SPD war’s, will es aber nicht gewesen sein und die CDU 
war’s nicht, hat aber von den Reformen immens profi tiert. 
Und die FDP war’s auch nicht, fi ndet sie gut und traut sich 
aber kaum zu sagen, dass sie’s gerne gewesen wäre…

All das führt dazu, dass gute Ratschläge von Ökonomen 
oft ignoriert werden. Aber leider geben auch Ökonomen 
nicht immer gute Ratschläge. Die Unabhängigkeit der 
Wissenschaft ist nicht immer gewährleistet, und die Arbeit 
und Ziele der Ökonomen sind nicht immer transparent. 
Deutschland hat eine hoch entwickelte Wirtschaft, aber im 
Erkennen, Verstehen und Vermeiden von Interessenkon-
fl ikten sind wir eher ein Entwicklungsland. Wenn der Staat 
ein Unternehmen über Regularien kontrollieren soll, aber 
gleichzeitig als Eigentümer vom wirtschaftlichen Erfolg des 
Unternehmens profi tiert, dann kann niemand damit rech-
nen, dass der Regulator seinen Job besonders gut macht 
(siehe z.B. Volkswagen). Ähnliche Fälle gibt es leider auch 
in der Wissenschaft: Die Finanzierung von Lehrstühlen 
oder ganzen Forschungseinrichtungen durch Unterneh-
men ist hier ein gutes Beispiel. Auf den ersten Blick scheint 
dies ein guter Ansatz, denn Hochschulen sind in Deutsch-
land durch fehlende Studiengebühren und eine kaum vor-
handene Alumni-Spendenkultur chronisch unterfi nanziert. 
So könnten dann doch Unternehmen diese Finanzlücke 
wenigstens zum Teil schließen.

In den Wirtschaftswissenschaften beispielsweise führt 
dieses Modell aber dazu, dass die Ratschläge, die aus der 
Hochschule heraus erteilt werden, nicht mehr unabhän-
gig sind. Ein Beispiel: Welcher Ökonom, dessen Lehrstuhl 
von dem guten Willen einer Bank abhängt, würde den Rat 
geben, in einer Krise diese Bank zu schließen und nicht 
mit Steuergeldern zu retten? Interessenkonfl ikte können 
aber auch direkt mit dem Staat entstehen, z.B. durch Auf-
tragsforschung, weil auch hier ein Abhängigkeitsverhält-
nis entsteht. Wenn große Teile meiner Finanzierung als 

Wissenschaftler von einem Ministerium abhängen, wird 
es schwer, gute, wissenschaftlich begründete Politikbe-
ratung zu betreiben. Der erteilte Rat wird immer dadurch 
eingefärbt sein, dass Teile des Forschungsbudgets weg-
fallen könnten, sollte das Ministerium nicht die Ergebnisse 
bekommen, die es erwartet. Umgekehrt ist es über diesen 
Mechanismus auch möglich, entsprechende „Experten-
meinung“ einzukaufen und diese dann dafür zu nutzen, um 
vorher gefasste, politische Ziele durchzusetzen.

Kritik an der Ökonomie

Einige Beobachter kritisieren die Ökonomie als Ganzes. Es 
wird z.B. oft beklagt, dass Ökonomen zu stark auf spezifi -
sche Fragen fokussiert sind und die gesamtgesellschaftli-
chen Folgen ihrer Ratschläge zu wenig im Blick behalten. 
Oder ganz konkret, dass die Modelle der Ökonomen die Fi-
nanzkrise 2008/2009 nicht vorhersagen konnten. Ein wei-
terer Kritikpunkt lautet, dass das Menschenbild von Öko-
nomen (Homo oeconomicus) weltfremd und verfehlt sei. 
Wir denken, alle drei Punkte sind unzutreffend und werden 
meist von Menschen geäußert, die, wenn überhaupt, nur 
eine sehr rudimentäre Vorstellung davon haben, was Öko-
nomen eigentlich genau tun.

• Zum ersten Punkt: Die wirtschaftswissenschaftliche 
Forschung muss sich, wie jede Forschung, auf wis-
senschaftliche Fragestellungen konzentrieren. Es ist 
notwendig, dass wohldefi nierte Fragen gestellt und 
bearbeitet werden. Denn nur dann kann sichergestellt 
werden, dass daraus fokussierte, stichhaltige und wis-
senschaftlich belastbare Antworten resultieren. Da-
bei haben Ökonomen ganz sicher nicht zu wenig die 
gesamtgesellschaftlichen Folgen ihrer Ratschläge im 
Blick. Aber in den meisten wissenschaftlichen Papieren 
werden Fragen beantwortet, die aus Laiensicht viel-
leicht eng erscheinen.

• Auch die Kritik, die Finanzkrise nicht vorhergesehen zu 
haben (und daher nun die gesamte volkswirtschaftliche 
Forschung zu verwerfen), hält einer stringenten Unter-
suchung nicht stand: Nehmen wir an, die Volkswirte hät-
ten die Krise prognostiziert und Politiker hätten rechtzei-
tig Gegenmaßnahmen ergriffen. Dann wäre es nicht zu 
einer Krise gekommen. Das bedeutet, dass jede Krise, 
die tatsächlich stattfi ndet, per Defi nition eine Krise ist, 
die nicht vorhergesehen wurde. Die Kritik klingt daher 
ein wenig so, als ob man Medizinern vorwerfen würde, 
nach Jahrhunderten medizinischer Forschung würden 
die Menschen immer noch sterben und die Schulmedi-
zin solle daher besser verworfen werden…

• Wer die gegenwärtige ökonomische Forschung etwas 
besser kennt, würde niemals behaupten, ökonomische 
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Modelle hätten den „Homo oeconomicus“ als Leitbild. 
Ganz im Gegenteil. Von „Bounded rationality“ über 
„Institutional economics“ bis hin zu „Behavioural eco-
nomics“, von Altruismus in der Nutzenfunktion bis zu 
„Myopic agents“ in Makromodellen fi ndet sich neben 
Modellen mit rationalen Erwartungen (übrigens nur be-
grenzt äquivalent zum „Homo oeconomicus“) alles in 
der modernen Ökonomie. Leider sind die Ergebnisse 
dieser Modelle nicht immer leicht verständlich und Öko-
nomen müssen sich hier tatsächlich ins Stammbuch 
schreiben lassen, nicht immer die besten Kommunika-
toren zu sein.

Resultierend aus ihrer Arbeit und ihrem Fokus (die wohl-
defi nierten Fragen), haben Ökonomen häufi g keine politi-
schen Grundsatzpositionen oder konkrete Weltanschau-
ungen. Beim Herausarbeiten effi zienter Lösungen und 
besten Allokationsmechanismen können ihre Positionen 
zu unterschiedlichen Themen politisch stark auseinan-
dergehen. Zumindest legen sich „gute“ Ökonomen nicht 
grundsätzlich auf nur eine politische Position fest, lassen 
sich also von wissenschaftlichen Fragen und nicht von 
Ideologien leiten. Nichtsdestotrotz können die Positionen 
untereinander im Hinblick auf Lösungen wirtschaftlicher 
Problemstellungen voneinander abweichen, nicht zuletzt 
weil die Lösungsansätze auf verschiedenen Wirtschafts-
theorien basieren. Es gibt Fragestellungen, für die ökono-
mische Methoden geeigneter und weniger geeignet sind. 
Also auch die Wirtschaftswissenschaft hat ihre Grenzen. 
Das Problematische daran aber ist, dass das Interesse an 
gerade den Fragestellungen besonders groß ist, bei denen 
ökonomische Methoden relativ oft versagen. Ein interes-
santes Beispiel dafür sind gesamtwirtschaftliche Progno-
sen. Hier liegen Ökonomen leider nicht selten daneben. 
Und auch das liegt in der Natur der Sache: Unerwartete 
Schocks und die Komplexität menschlicher Interaktionen 
können oft nicht vollständig in den Berechnungen berück-
sichtigt werden. Doch genau dieses Feld fragt die Politik 
gern nach und zieht dessen Ergebnisse heran. Weit weni-
ger genutzt werden aber Antworten auf Fragen, über die 
weitestgehend Konsens unter Ökonomen herrscht (z.B. 
Handel, Steuerpolitik, Rente), wohl weil dies Themen sind, 
bei denen die Interessen von politischen Akteuren und 
Wissenschaftlern am weitesten auseinanderliegen.

Öffentliche Sichtbarkeit

Leider besteht oft kein großer Zusammenhang zwischen 
der Qualität der wissenschaftlichen Arbeit eines Ökono-
men und seiner öffentlichen Sichtbarkeit. Eher das Gegen-
teil ist der Fall: Weil Ökonomen einerseits wenig von der 
Anerkennung der Gesellschaft abhängig sind (jedenfalls 
dann, wenn sie als Beamte einen Lehrstuhl besetzen) und 
ihre Arbeit andererseits aus verschiedenen Gründen von 

der Politik wenig beachtet wird, suchen sie die Anerken-
nung eher unter sich: in der weltweiten wirtschaftswissen-
schaftlichen Gemeinschaft nämlich, wo sie sich darüber 
hinaus auch noch in einem engen Fachbereich defi nieren. 
Die Akzeptanz wird international und nach dem anglo-
amerikanischen Wissenschaftssystem gesucht. Dieses 
Verhalten resultiert in einer negativen Spirale: Die Ökono-
men denken und sprechen in einer für Politik und Gesell-
schaft noch weniger verständlichen Sprache und werden 
dadurch weniger gehört. Das wiederum führt dazu, dass 
sie sich noch weiter in die „Blase“ der Wissenschaft zu-
rückziehen.

Die Spirale wird verstärkt, wenn es um die Möglichkeiten 
und Grenzen der Forschung geht. Die Wirtschaftswissen-
schaft wird auf der einen Seite dafür kritisiert, dass ihre 
Forschung zu modellbasiert und wirklichkeitsfern sei, auf 
der anderen Seite seien die Hinweise auf die Grenzen der 
Aussagefähigkeit der Erkenntnisse zu leise. Wie eingangs 
beschrieben sind die wissenschaftlichen Fragestellungen 
wohldefi niert. Vor dem Hintergrund der Grenzen der Daten 
und des Messbaren, weist der Ökonom den Adressaten 
stets darauf hin, dass das Resultat seiner Forschung eben 
nur auf die eine gewählte Stichprobe oder nur unter den 
gegebenen Annahmen zu belegen ist. Und dabei geht er 
ein Risiko ein. Denn solchen Ergebnissen folgt meist eine 
der zwei folgenden Reaktionen: Ignoranz der Hinweise 
oder Ignoranz der Ergebnisse. Denn passt das Ergebnis 
der Untersuchung den politischen Zielen der Entschei-
dungsträger, so wird die Untersuchung für ihre Zwecke 
genutzt und der Hinweis auf die Allgemeingültigkeit der Er-
gebnisse ignoriert. Schränkt der Hinweis auf die Grenzen 
der Aussagefähigkeit die Nutzung der Ergebnisse für po-
litische Zwecke so weit ein, dass sie nicht eingesetzt wer-
den können, so wird die Untersuchung ignoriert. Schließ-
lich werden also Anreize geschaffen, auf die Grenzen der 
Aussagefähigkeit oder Allgemeingültigkeit nicht deutlicher 
hinzuweisen. Da die Politik klare Handlungsanweisungen 
fordert, müssen jene, die die Politik beraten, Kompromisse 
eingehen, vereinfachen und klare Aussagen liefern.

Fazit

Wir denken nicht, dass die Ökonomie ihre Modelle und 
Methoden ändern muss. Bei der Kommunikation ihrer Er-
gebnisse in einer allgemeinen oder zumindest für Politiker 
und Gesellschaft verständlichen Sprache können Ökono-
men sich aber deutlich verbessern. Dennoch brauchen 
auch sie die Gewissheit, dass Politik und Öffentlichkeit 
sich ernsthaft mit ihren Ergebnissen auseinandersetzen 
wollen. Beides zusammen könnte zu einer positiven Spi-
rale und einer Verbesserung der Qualität der Politikbera-
tung und vielleicht sogar zu einer Verbesserung der Wirt-
schaftspolitik als Ganzes führen.
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Methodologischer Individualismus

Eine der zentralen Selbstbeschränkungen moderner 
Wirtschaftswissenschaft liegt tief in ihrem erkenntnisthe-
oretischen und methodologischen Grundverständnis – 
dem methodologischen Individualismus. Ökonomisches 
Handeln als soziales Phänomen wird durch die Rekon-
struktion individueller Präferenzen und Handlungswei-
sen erklärt. Ökonomische Phänomene lassen sich daher 
letztlich über individuelle Handlungsmuster und -orien-
tierungen erklären. Auch wenn radikal vereinfachte Vor-
stellungen von solchen Handlungsorientierungen wie die 
des „Homo oeconomicus“ in modernen experimentell 
gestützten Formen der Behavioural Economics längst 
überwunden sind, so bleibt dieser methodologische 
Ausgangspunkt bestehen. Er erlaubt erst die ausgefeilte 
Mathematisierung und Formalisierung ökonomischer Mo-
delle. Die moderne Spieltheorie und viele andere Entwick-
lungen der ökonomischen Forschung wären ohne diese 
Grundannahme nicht möglich gewesen.

Und genau hier beginnt das Problem an der Schnittstelle 
zur Beratung gesellschaftlicher und politischer Prozesse. 
Die Krisen moderner Gesellschaften sind durch Heraus-
forderungen getrieben, die sich oft nur strukturell, als kol-
lektive und nicht auf Individuen reduzierbare Phänomene 
erklären lassen. Die Frage nach kollektiven Identitäten, 
die den Populismus treiben, nach übergeordneten histo-
rischen Dynamiken, oder die Weltgemeinschaft als Gan-
zes betreffende ökologische Veränderungen, die zu einer 
Neudefi nition des Mensch-Natur-Verhältnisses führen, 
sind kollektive Phänomene und durch Reduktion auf indi-
viduelle Handlungsorientierungen kaum zu fassen.

Die exogene Annahme von Präferenzen

Ökonomische Theorie nimmt Präferenzen als exogen gege-
ben an und sucht nach Lösungen der Wohlstandsmaximie-
rung unter diesen Präferenzbedingungen. Dahinter steht ein 
äußerst redlicher und tief in der Idee der Menschenrechte 
verankerter normativer Ausgangspunkt: Der Präferenzäu-
ßerung eines jeden Einzelnen ist auf gleicher Augenhöhe zu 
begegnen. Ökonomische Theorie äußert sich nicht zu den 
Präferenzbildungen, sondern macht Gestaltungsvorschlä-
ge für eine Ausgestaltung von ökonomischen Prozessen, 
die unter diesen Randbedingungen möglichst weitgehen-
den Wohlstand für viele gewährleisten.

Solange dies auch der empirische und normative Aus-
gangspunkt der Gesellschaft ist, die beraten wird (ge-

Dass sich gerade die Wirtschaftswissenschaft in der öf-
fentlichen Debatte so in der Defensive befi ndet, hat mit 
besonderen Formen ihrer Selbstdefi nition und Selbstbe-
schränkung zu tun. Eine sich in ihrem wissenschaftlichen 
Selbstverständnis öffnende Ökonomik würde auch in po-
litischen Debatten deutlicher gehört – ohne Zugeständ-
nisse an die Komplexität ihrer Welterklärung zu machen.

Eine postfaktische Wissenschaft darf sich nicht über 
populistischen Gegenwind wundern

Warum lächelt die Kanzlerin süffi sant, wenn sie das 
Jahresgutachten der Wirtschaftsweisen überreicht be-
kommt? Warum gewinnen populistische Parteien und 
Kandidaten mit kruden ökonomischen Weltbildern derzeit 
Wahlen und beginnen an den Grundfesten der internati-
onalen Wirtschaftsordnung zu rütteln? Das dahinterlie-
gende Problem ist im Kern keines zu schlechter ökonomi-
scher Politikberatung. Es liegt tiefer – in einer Wirtschafts-
wissenschaft, die sich selbst beschränkt, die ihre gesell-
schaftlichen Wirkungen nicht ausreichend refl ektiert. Eine 
bessere ökonomische Politikberatung muss daher mit 
einem radikal veränderten Selbstverständnis der Wirt-
schaftswissenschaft selber starten.

Die Stärke der heutigen Ökonomik besteht in ihrer Re-
duktion und Formalisierung. Durch die Konzentration auf 
Fragen der (Markt-)Allokation und deren mathematischer 
Formalisierung ist sie in der Lage, spezifi sche Ausschnitte 
ökonomischer Realität auf einer Mikro- und Makro-Ebene 
äußerst präzise zu beschreiben. Diese „Tiefenschärfe“ 
wird zwangsläufi g durch das Ausblenden vieler anderer 
Dimensionen, die ökonomische Realität auszeichnen, 
erkauft: Fragen z.B. von Macht, der historischen, politi-
schen und gesellschaftlichen Einbettung ökonomischer 
Realität, insbesondere aber aller sozialen Phänomene, 
die sich nur in sozialer Emergenz und nicht durch das 
Handeln von Individuen rekonstruieren lassen. Vier Ein-
schränkungen sind mit Blick auf die aktuelle Ökonomik-
Kritik derzeit besonders relevant:

1. der methodologische Individualismus als erkenntnisthe-
oretische Grundlage der Wirtschaftswissenschaften;

2. die Annahme exogen gegebener Präferenzen;

3. die Berührungsangst mit Normativität;

4. das Ausblenden ihres performativen und sozialwissen-
schaftlichen Charakters.

Uwe Schneidewind

Von der Reparatur-Ökonomik zur Orientierungswissenschaft
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gebene stabile Präferenzmuster und gleiche Ansprüche 
auf deren Entfaltung), ist ökonomische Wissenschaft 
auch gesellschaftlich wirkmächtig. Sie war es in den 
Zeiten des Wirtschaftswunders bis zum Ende des letz-
ten Jahrhunderts. Doch zu Beginn des 21. Jahrhun-
derts rücken die Präferenzbildungsprozesse selber in 
den Blick. Sie entscheiden über die weitere Entwick-
lung moderner Gesellschaften: Sicherheitspräferenzen 
und neue Identitätsbildungsprozesse überlagern Werte 
ökonomischer Entfaltung. Wirtschaftlicher Abstieg wird 
durch Prozesse steigender nationaler und ethischer 
Identifi kation dominiert – man denke nur an die Entwick-
lungen in Russland, der Türkei oder den USA. Und es ist 
offen, wie die Entwicklung weitergeht, je stärker sich die 
ökonomischen Folgewirkungen für die betroffenen Län-
der zeigen. In solchen Zeiten will man verstehen, was 
die Präferenzbildung treibt, inwiefern gerade ökomische 
Entwicklungen wie zunehmende Ungleichverteilung auf 
diese Präferenzen zurückwirken – und nicht unbedingt 
etwas über optimale Allokation unter gegebenen Präfe-
renzen lernen.

Im Kontext von Epochenherausforderungen wie dem Kli-
mawandel ist es ähnlich. Innerhalb von gut 30 Jahren hat 
sich der Kampf gegen den Klimawandel zu einem globa-
len Zivilisationsprojekt entwickelt. Dass sich weite Teile 
der Weltgemeinschaft einem solchen generationen- und 
länderübergreifenden Entwicklungsprojekt verschreiben 
und dafür politische Unterstützung in der Bevölkerung 
fi nden, ist ein hoch interessanter Prozess der Präferenz-
bildung. Eine Wirtschaftswissenschaft, die im wesentli-
chen erklärt, warum das Klimaproblem als klassische 
Öffentliche-Gut-Herausforderung kaum zu lösen ist, darf 
sich über fehlendes Gehör nicht wundern, wenn die ei-
gentlich interessante Frage ist, welche gesellschaftlich-
zivilisatorischen Prozesse ein solch neues Präferenzsys-
tem auf globaler Ebene auslösen. Es geht hier um „mora-
lische Revolutionen“1, zu deren Erklärung die Ökonomik 
wenig beitragen kann. Sie kann erst wieder Gestaltungs-
empfehlungen geben, wenn die Revolution stattgefun-
den hat.

Empirisch macht der Wirtschaftswissenschaft zudem zu-
nehmend ein weiteres Phänomen zu schaffen: Wenn sich 
die Welt angesichts gewaltiger Produktivitätseffekte der 
Digitalisierung in Zustände von Null-Grenzkosten-Pro-
dukten und damit verbundenen Konzentrationstenden-
zen sowie in eine abnehmende Bedeutung von Erwerbs-
arbeit als Einkommensquelle bewegt, reduziert sich der 
Erklärungsbereich klassischer ökonomischer Modelle. 
Vorschläge zur gesellschaftlichen und ökonomischen Or-

1 K. A. Appiah: Eine Frage der Ehre oder wie es zu moralischen Revolu-
tionen kommt, München 2011.

ganisation der digitalen Gesellschaft kommen heute da-
her eher aus dem Silicon Valley und den IT-Kaderschmie-
den als aus ökonomischen Fakultäten.

Berührungsangst mit Normativität

Moderne Wirtschaftswissenschaft ist in hohem Maß 
normativ: All ihre Erklärungskraft basiert auf einem tief 
verankerten liberalen Weltbild, das das Individuum und 
seine weltlichen Entfaltungsmöglichkeiten ins Zentrum 
rückt. Methodologischer Individualismus und gegebe-
ne Präferenzen als Ausgangspunkt sind konzeptioneller 
und methodischer Ausdruck dieser Normativität. Es ist 
eine Normativität, die tief im westlichen Demokratie- und 
letztlich auch christlichen Verständnis verankert ist. Da-
her wird sie in der modernen – angelsächsisch und eu-
ropäisch dominierten – Wirtschaftswissenschaft auch 
kaum explizit refl ektiert. Es erklärt auch, warum sich die 
meisten Wirtschaftswissenschaftler als „wertfrei“ be-
zeichnen. Die Mathematisierung des Faches und ihr da-
mit quasi naturwissenschaftlich anmutender Charakter 
unterstützt diese Form des Kurzschlusses.

Doch ein solches Selbstverständnis wird in einer Welt, 
in der kollektive Werte und Identitäten sowie transzen-
dentale/religiöse Orientierungen zu Wertegrundlagen ei-
ner Gesellschaft werden, schnell brüchig. Für wen sich 
gelungenes Leben in (kollektiver) Identität oder in jen-
seitiger göttlicher Erlösung zeigt, für den steht eine Wis-
senschaft, die sich im wesentlichen um Fragen materi-
eller, irdischer individueller Entfaltung dreht, in gewisser 
Weise zu Recht unter Ideologieverdacht – insbesondere 
dann, wenn diese Wissenschaft ihre eigenen normativen 
Grundlagen nicht offenlegt. Für moderne Wirtschafts-
wissenschaft kann das nur bedeuten, sich zu ihren 
normativen Grundlagen offensiv zu bekennen, dafür zu 
streiten und sich nicht hinter einer Werturteilsfreiheit zu 
verstecken.

Ausblenden ihres performativen Charakters

Moderne Wirtschaftswissenschaft blendet durch ihre 
Mathematisierung und Formalisierung ihren genuin so-
zial- und kulturwissenschaftlichen Charakter aus: Denn 
anders als die Naturwissenschaften, die natürliche Un-
tersuchungsobjekte beobachten, deren „Wirklichkeit“ 
von der Beobachtung nicht beeinfl usst wird (wenn man 
von Grenzbereichen wie in Fällen der Heisenberg’schen 
Unschärferelation absieht), stellt sich dies bei ökono-
mischen und sozialwissenschaftlichen Theorien ganz 
anders dar: Soziale und ökonomische Realität wird ent-
scheidend dadurch beeinfl usst, welche Theorien von 
Ökonomik und sozialer Realität Menschen in ihrem Han-
deln leiten.
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schaftsverständnisses der Ökonomik: Statt einer redu-
zierten Abbildung von Wirklichkeit muss sie sich als Orien-
tierungswissenschaft in einer komplexen Welt verstehen.

Wirtschaftswissenschaften müssen wieder zur 
„Handlungstheorie“3 und zur „Möglichkeitswissenschaft“4 
werden. Die gesellschaftliche Wirkungskraft der Wirt-
schaftswissenschaften gilt es bewusst zu nutzen, um der 
Verantwortung von Wissenschaft gegenüber der Gesell-
schaft gerecht zu werden. Brennende ökonomische Phä-
nomene müssen der Ausgangspunkt für eine zukunftsfä-
hige Wirtschaftswissenschaft sein und nicht die Fixierung 
auf eine eng verstandene ökonomische Methode. Erst 
dann haben Wirtschaftswissenschaften wieder das Po-
tenzial, zur Orientierungswissenschaft in den aktuellen 
Umbruchsphasen zu werden. Gerade weil eine moderne 
experimentelle, ökonometrisch gestützte und interdiszip-
linäre Ökonomik so viele gute Argumente für brennende 
Debatten hat, muss sie sich öffnen und in kontroverse 
wissenschaftliche und gesellschaftliche Arenen steigen.

Dies ist die Grundlage einer „transformativen Wirtschafts-
wissenschaft“, deren Konturen rund 30 deutschsprachige 
Wirtschaftswissenschaftler im letzten Jahr gezeichnet ha-
ben.5 Im Zentrum einer so verstandenen transformativen 
Wirtschaftswissenschaft stehen fünf Prinzipien: 

1. Transparenz, d.h. der offene Umgang mit den norma-
tiven Grundannahmen und den Implikationen der ver-
wendeten methodischen Zugänge;

2. Refl exivität als das ausdrückliche Bekenntnis zu den 
praktischen Folgewirkungen der eigenen wissenschaft-
lichen Arbeit im gesellschaftlichen Kontext;

3. Wertebezug als expliziter Umgang mit dem Wertegerüst 
der eigenen Forschung, die auf den Einklang mit den 
natürlichen Lebensbedingungen, ein solidarisches Mit-
einander und ein gelingendes Leben zielen sollte;

4. Partizipation als Teilhabe von Nicht-Wissenschaftlern/
Prozessen der Gewinnung und Verbreitung wissen-
schaftlicher Erkenntnis und 

5. Vielfalt, verstanden als Theorien- und Methodenplurali-
tät, um vor allem die Hochschulen wieder zu einem Ort 

3 T. Beschorner: Ökonomie als Handlungstheorie. Evolutorische Öko-
nomik, verstehende Soziologie und Überlegungen zu einer neuen Un-
ternehmensethik, Marburg 2001.

4 R. Pfriem: Plurale Gesellschaften, heterogene Akteure und polylingu-
ale Organisationen: die Zukunft ist offen, also noch möglich, in ders.: 
Eine neue Theorie der Unternehmung für eine neue Gesellschaft, 
Marburg 2011, S. 155-179.

5 Vgl. U. Schneidewind, a.a.O.

Wirtschaftswissenschaft ist „performativ“2, d.h. die wirt-
schaftswissenschaftliche Forschung wirkt auf die ökonomi-
sche Realität zurück: Die neoliberalen Reformen in den glo-
balen Volkswirtschaften ab den 1980er Jahren wären ohne 
die Arbeiten wirtschaftswissenschaftlicher Forschung nicht 
vorstellbar gewesen. In der Klimapolitik würden wir ohne 
Grundlagen der Wirtschaftswissenschaft heute nicht über 
marktbasierte Instrumente nachdenken; komplexe Finanz-
produkte wären ohne die Arbeiten der modernen Finanzma-
thematik nicht denkbar gewesen.

Die Wirtschaftswissenschaft wäre daher eigentlich in be-
sonderer Weise gefordert, über ihre Wirkungsmechanismen 
konstant zu refl ektieren und Rechenschaft abzulegen. Doch 
das passiert faktisch nicht. Große Teile der Wirtschaftswis-
senschaft ziehen sich darauf zurück, lediglich ökonomische 
Fakten zu präsentieren und diese der Politik zur weiteren Ver-
wendung zu überlassen. Doch ein solches Politikberatungs-
modell greift zu kurz. Denn über die Ausbildung in Schulen 
und Hochschulen, über das Einfl ießen in ökonomische Pra-
xis und gesellschaftliche Diskurse ist moderne Wirtschafts-
wissenschaft in ihren heutigen Engführungen hoch wirksam.

Fazit: Zusammengenommen präsentiert sich die Wirtschafts-
wissenschaft heute also in weiten Teilen als eine Disziplin, die 
Normativität und Unterkomplexität hinter einer naturwissen-
schaftliche Exaktheit vermittelnden Formalisierung versteckt. 
Provokant formuliert ist moderne Ökonomik im Hinblick auf 
viele Belange, die Menschen ökonomisch beschäftigen und 
für die sie nach Orientierung suchen, postfaktisch und inte-
ressensgeleitet. Vor dem Hintergrund ist es nicht mehr so 
verwunderlich, warum zum Teil krude alternative Theorie- und 
Erklärungsangebote im politischen Raum entstehen, die die-
ser Postfaktizität eine andere entgegensetzen.

Konsequenzen: von der Reparatur-Ökonomik zur 
transdisziplinären Systemwissenschaft

Wie müssen sich die Wirtschaftswissenschaften weiter-
entwickeln, um im gesellschaftlichen und politischen Dis-
kurs wieder an Legitimation und Akzeptanz zu gewinnen? 
Die Antwort auf diese Frage liegt nicht in der Reparatur 
einzelner Verkürzungen der heutigen Ökonomik, wie dies 
durch die vielfältigen experimentellen und ökonometri-
schen Erweiterungen der letzten Jahre und Jahrzehnte er-
folgt ist. Sie muss tiefer zielen – auf den Kern des Wissen-

2 Vgl. D. MacKenzie: Is Economics Performative? Option Theory and 
the Construction of Derivatives Markets, in: D. MacKenzie, F. Munie-
sa, L. Siu (Hrsg.): Do Economists Make Markets? On the Performativi-
ty of Economics, Princeton 2008, S. 54-86. Zu den zitierten Beispielen 
vgl. U. Schneidewind et al.: Transformative Wirtschaftswissenschaft 
im Kontext nachhaltiger Entwicklung. Für einen neuen Vertrag zwi-
schen Wirtschaftswissenschaft und Gesellschaft, in: Ökologisches 
Wirtschaften, H. 2/2016, S. 31-34.
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letzten kritischen Köpfe aus dem System zu drängen (vgl. 
das Beispiel des Postwachstums-Ökonomen Niko Paech)7, 
ist es wichtig, dem kontroversen Diskurs feste Orte zu ge-
ben. Gerade engagierte, an wirtschaftlichen Prozessen inte-
ressierte Studierende suchen nach solchen Orten: Die Cusa-
nus-Hochschule in Bernkastel Kues, der neue Studiengang 
Plurale Ökonomik an der Universität Siegen oder die For-
schungsstelle „Gesellschaftliche Weiterentwicklung“ (FGW) 
in Nordrhein-Westfalen sind hierfür erste zarte Pfl anzen.

Das alleine wird nicht reichen. Neben dem – wie jetzt in Sie-
gen zu beobachtenden – Mut einzelner wirtschaftswissen-
schaftlicher Fakultäten, sich bewusst pluraler aufzustellen, 
wäre es ein reizvoller Gedanke, auch ein Leibniz-ähnliches 
Institut für plurale und heterodoxe Ökonomik auf den Weg 
zu bringen. Es könnte ein prägnanter Ort für den aufgeklär-
ten wirtschaftswissenschaftlichen Diskurs und einer damit 
verbundenen Gesellschafts- und Politikberatung  sein.

7 F. Rohrbeck: Der Verstoßene, in die ZEIT vom 23.3.2017, http://www.
zeit.de/2017/11/niko-paech-oekonom-professur-wissenschaft.

kultureller Bildung und des Diskurses über verschiede-
ne Theorien und Methoden werden zu lassen.

Ein solch erweitertes Selbstverständnis ökonomischer Wis-
senschaft ist für ihre gesellschaftliche Einbettung und Wir-
kung viel produktiver als reparative Prinzipien einer verbes-
serten Politikberatung.

Institutionelle Konsequenzen – für einen gelungenen 
Selbst-Transformationsprozess

Angesichts der tief verankerten Dominanz der Selbstbe-
schränkungen an den meisten wirtschaftswissenschaftli-
chen Fakultäten sowie in den Reputations- und Karriere-
mechanismen der Disziplin6 wird ein solcher Selbst-Trans-
formationsprozess nur gelingen, wenn der Stachel zur Wei-
terentwicklung feste institutionelle Anker besitzt. Statt die 

6 Vgl. exemplarisch F. Beckenbach et al.: Zur Pluralität der volkswirt-
schaftlichen Lehre in Deutschland. Eine empirische Untersuchung 
des Lehrangebotes in den Grundlagenfächern und der Einstellung der 
Lehrenden, Marburg 2016.

Karl-Heinz Paqué

Das Elend der Experten – Politik braucht mehr Beteiligung, nicht 
mehr Beratung

Das waren zwei riesige Schocks, die uns 2016 ereilten 
und bis heute nicht verarbeitet sind: die britische Mehr-
heit für den Brexit und die US-Wahl von Donald Trump 
zum Präsidenten. Die Schocks trafen nicht nur das po-
litische Establishment in Deutschland und Europa, son-
dern auch die Zunft der Ökonomen. Der Grund dafür ist 
einfach: Die Kampagnen der Brexit-Befürworter und des 
Trump-Lagers bedienten sich vor allem ökonomischer Ar-
gumente. Aber diese waren leider höchst zweifelhaft, in 
vielen Einzelfällen sogar nachweislich falsch oder grob 
irreführend. Zu weiten Teilen wurde reine Demagogie 
betrieben – in einer Weise, wie man das in zwei großen 
Ländern mit starker demokratischer Tradition sowie freien 
und kritischen Medien niemals vermutet hätte.

Auffallend war dabei die Tatsache, dass der Mainstream 
des etablierten Expertenwissens, wie es sich in der volk-
wirtschaftlichen Profession und deren Lehrbüchern fi ndet, 
fast überhaupt keine Rolle spielte. Und dies ausgerech-
net in jenen zwei Nationen, die über das Gros der besten 
Economics Departments der Welt und mit der American 
Economic Association sowie der Royal Economic Socie-
ty über die beiden weltweit renommiertesten Vereinigun-
gen von akademischen Volkswirten verfügen. Schlimmer 
noch, das Expertenwissen wurde in provozierender Weise 

ignoriert und geradezu auf den Kopf gestellt. Und das Er-
schreckende dabei: Es funktionierte. Der „postfaktische 
Populismus“ überzeugte die Wählermassen.

Dies überraschte alle: Politiker, Demoskopen und Wissen-
schaftler. Dabei hatte es allerdings längst in vielen Ländern 
des Westens deutlich erkennbare Anzeichen für einen post-
faktischen Populismus gegeben. Fast jede Nation in Konti-
nentaleuropa lebt ja längst mit rechtspopulistischen Partei-
en, die seit Jahren immer mehr Zulauf erhalten. Deren öko-
nomische Argumente sind im Kern gegen Globalisierung 
und weltwirtschaftliche Integration gerichtet. Sie plädieren 
– mit gewissen Unterschieden und Schattierungen – für 
eine Re-Nationalisierung der Politik. Ihre Botschaft rich-
tet sich fast frontal gegen den Mainstream der Volkswirt-
schaftslehre, der bei allen Differenzierungen in einer stär-
keren Arbeitsteilung viel mehr Vorteile als Nachteile sieht.

Woran liegt das? Warum läuft die ökonomische Botschaft 
politisch zunehmend ins Leere? Ich behandle im Folgenden 
unterschiedliche Erklärungsansätze für dieses beunruhi-
gende Phänomen. Ich frage konkret: Gibt es zu wenig Rat? 
Oder ist der Rat zu technokratisch? Gibt es einen Weg aus 
der Misere? Meine ernüchternde Antwort wird lauten: nicht 
durch mehr Beratung, sondern nur durch mehr Beteiligung.
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Die Misere der Beratung

Gibt es in unserer Gesellschaft zu wenig wirtschaftspoliti-
schen Rat? Meine Antwort ist ein klares Nein. Ganz im Ge-
genteil, wir haben in Deutschland und Europa genauso wie 
in den USA eine riesige Phalanx von Ökonomen, die sich 
in der Öffentlichkeit äußern, und zwar in allen möglichen 
Formen.

Schauen wir beispielhaft auf die eigene Nation. Gremien 
wie der Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung und die Gemeinschaft 
der Leibniz-Institute für Wirtschaftsforschung publizieren 
seit Jahrzehnten regelmäßig Gutachten zu volkswirtschaft-
lichen Fragen. Spezialisierte Forschungsinstitute zu zent-
ralen Zukunftsthemen sind hinzugekommen, so zu Fragen 
der Finanzmarktarchitektur das Research Center Sustai-
nable Architecture for Finance in Europe (SAFE) in Frank-
furt am Main und zu Fragen der Demografi e das Munich 
Center for the Economics of Aging (MEA), um nur zwei pro-
minente zu nennen. Diese (und andere) Institute forschen 
und publizieren auf hohem Niveau, ihr Leitungspersonal 
geht mit den Forschungsergebnissen aktiv und professi-
onell an die Öffentlichkeit. Hinzu kommt die Resonanz der 
Arbeit internationaler Organisationen – von OECD über IMF 
und Weltbank bis zu den Forschungsinstituten rund um die 
EU. Kurzum: Niemals zuvor gab es in Deutschland so vie-
le volkswirtschaftliche Analysen und Ratschläge von allen 
Seiten – ob nun gebeten oder ungebeten, ob institutionali-
siert oder ad hoc.

Aber nehmen die Medien diesen Rat auch auf? Die Antwort 
ist ein klares Ja. Zeitungen, Fernsehen und Radio stehen 
bereit, die Expertenmeinungen zu reproduzieren – in Inter-
views, Meinungsbeiträgen und Zitaten. Niemals zuvor in 
der Geschichte gab es mehr Möglichkeiten, wissenschaft-
lich fundierten Rat über mediale Kanäle zur Kenntnis zu ge-
ben und zu nehmen. Dies gilt für die etablierten Medien, 
aber noch viel mehr für das Internet, das zu einem Tummel-
platz von Expertenanalysen und -meinungen geworden ist. 
Zunehmend werden diese auch von Ökonomen selbst initi-
iert und verwaltet. Sie fallen also im Grunde genau so aus, 
wie sie nach Meinung der Experten, die für sie schreiben, 
auch aussehen sollten. Die Formate gleichen sich dabei: 
eine offene Diskussion, die theoretisch und empirisch fun-
diert ist, aber bei der die üblichen Restriktionen der „Aca-
demic correctness“ einem offenen Schlagabtausch der Ar-
gumente Platz machen – mit stark journalistischen Zügen.

Die Frage ist: Was will man eigentlich mehr an öffentlicher 
Diskussion? Die Antwort lautet: gar nichts. Allenfalls mag 
man beklagen, dass die Teilnehmer am wirtschaftspoliti-
schen Diskurs zumeist ältere erfahrene Ökonomen sind, 
deren wissenschaftliche Karriere längst den Höhepunkt 

erreicht oder überschritten hat, während jüngere Kollegen 
sich zurückhalten, um konzentriert an rein wissenschaft-
lichen Publikationen für Top-Journals zu arbeiten. Dies 
führt sicherlich zu einer gewissen „Generationsverzer-
rung“ im Meinungsbild; und es spricht einiges dafür, nach 
Wegen zu suchen, um auch die Jüngeren stärker einzu-
binden. Ganz vermeiden lässt sich aber diese Verzerrung 
nicht; es geht ja fast um eine natürliche Arbeitsteilung zwi-
schen den Generationen, und die ist wohl in der Volkswirt-
schaftslehre auch nicht viel anders als in anderen Zweigen 
der Wissenschaft.

Fazit: Die Misere liegt nicht an der Unaufmerksamkeit einer 
Gesellschaft, die nicht bereit wäre, den Rat der Ökonomen 
anzuhören. Im Gegenteil, in Menge und Vielfalt werden 
heute mehr Kanäle der Kommunikation angeboten und ge-
nutzt als jemals zuvor. Das Problem liegt anderswo. Ich se-
he es in dem, was ich – in Ermangelung eines treffenderen 
Wortes – als „technokratisches Denken“ bezeichne.

Ökonomen arbeiten fast immer mit gedanklichen Model-
len. Dies hat einen großen Vorteil: Es gibt ihrer Argumen-
tation eine Kohärenz und Stringenz, die andere Sozialwis-
senschaften oft nicht erreichen. Es hat aber auch Nach-
teile: Modelle müssen zwangsläufi g bestimmte Aspekte 
der Realität ausblenden, und wenn es sich um politisch 
wichtige Aspekte handelt, kann dies einen modellbasier-
ten wirtschaftspolitischen Rat fast völlig entwerten. Dieser 
wird dann zum technokratischen Konstrukt: intellektuell in-
teressant, aber politisch unbrauchbar.

Wohlgemerkt: Diese Schwäche liegt in der Natur der Sa-
che. Sie hat es immer gegeben und wird es immer geben, 
soweit Modelle Verwendung fi nden. Ich vermute allerdings, 
dass sie in den letzten Jahrzehnten größer geworden ist. 
Dies liegt, ökonomisch gesprochen, zunächst ganz einfach 
an dem Angebot und der Nachfrage nach modellbasiertem 
Rat.

Auf der Angebotsseite steht die ökonomische Wissen-
schaft selbst. Dort besteht überhaupt kein Zweifel, dass 
der Trend hin zur mathematisierten Modellbildung und zur 
möglichst präzisen ökonometrischen Schätzung gegan-
gen ist – und weg von jener ganzheitlichen Betrachtung, 
die Theorie und Empirie in ihrer heuristischen Vorläufi gkeit 
nur als ersten Ansatzpunkt für politische Empfehlungen 
ansieht. Tatsächlich werden in unseren Fakultäten – ob auf 
Bachelor-, Master- oder Ph.D.-Niveau – kaum noch wirt-
schaftspolitische Gesamtbetrachtungen als Vorbereitung 
auf die Praxis trainiert. Sie sind nicht mehr integraler Teil 
jener Karriereplanung, die ein junger Mensch ins Visier 
nimmt, wenn er sich fachlich spezialisiert. Die Struktur der 
Anreize ist entsprechend: Wissenschaftliche Präzision wird 
prämiert, wirtschaftspolitische Relevanz diskontiert.
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Auf der Nachfrageseite stehen die Politik selbst und die Me-
dien – und zwar mit unterschiedlichen Interessen: Die Po-
litik sucht nach praktisch Verwertbarem, die Medien nach 
öffentlich Aufregendem. Wer gewinnt? Meine Antwort: 
eindeutig die Medien. Für sie übernehmen die Experten 
mit ihrem technokratischen Rat die Rolle der Lieferanten 
von radikaler Kritik, die in der Öffentlichkeit auf große Auf-
merksamkeit trifft und Aufl agen bzw. Einschaltquoten in die 
Höhe treibt. Nicht differenzierte politische Abwägung des 
Ökonomischen zählt, sondern das harte und klare Urteil, 
abgeleitet aus Modellen. Dies gilt natürlich umso mehr, je 
größer die Massenwirksamkeit des jeweiligen Mediums, 
aber selbst in der Qualitätspresse gibt es eine zunehmen-
de Tendenz, die einfache Botschaft der komplexen vorzu-
ziehen. Ergebnis ist eine Art Infl ation der Verrisse. Bei vie-
len kleineren Fragen der Politik kann dies ohne Weiteres 
hinnehmbar sein. So mögen Volkswirte über die Details 
einer Steuerreform oder die Anpassungen eines Regulie-
rungsrahmens ohne großen Schaden für die Allgemeinheit 
munter streiten, zumal bei solchen Fragen zumindest in 
Deutschland immer noch eine sachkompetente Ministerial-
bürokratie in den zuständigen Finanz- und Wirtschaftsmi-
nisterien zur Übersetzung in politische Vorlagen bereitsteht.

Schwieriger wird es bei grundlegenden Fragen der Politik. 
Hier kann dann der technokratisch-radikale Ökonomenrat 
– verstärkt durch ein lautes Medienecho – die Öffentlich-
keit schon in eine unfruchtbare Diskussion ablenken. Dies 
gilt für große Weichenstellungen von überragender Bedeu-
tung. Zwei naheliegende Beispiele: die deutsche Einheit 
(1990 ff.) und die Euro-Schuldenkrise (2011 ff). In beiden 
Fällen wurde der Kurs der Politik von prominenten Ökono-
men überaus scharf kritisiert, und die Medien griffen diese 
Kritik gerne auf. Beide Male fand sich die Politik in einem 
dramatischen Dilemma: Sie musste schnell und entschlos-
sen handeln, um den Menschen Vertrauen in den Staat zu 
geben und sie von der Abwanderung abzuhalten (so im Fall 
der Deutschen Einheit) bzw. eine Kapitalfl ucht zu verhin-
dern und die internationalen Finanzmärkte zu stabilisieren 
(so im Fall der Euro-Schuldenkrise). Beide Male lieferten 
Ökonomen kluge technokratische Ratschläge, die aber 
das jeweilige zentrale Dilemma nicht angingen und deshalb 
mit enormen Risiken behaftet waren, vor denen die Politik 
zu Recht zurückschreckte. Der Rat verpuffte – mit großem 
Mediengetöse, aber weitgehend ohne politische Wirkung.

Technokratisches Modelldenken kann auch dadurch ver-
sagen, dass es schleichende außerökonomische Entwick-
lungen weitgehend ausblendet. Dafür ist möglicherweise 
der Aufstieg des Rechtspopulismus – als gesellschaftliche 
Folge der Globalisierung – ein gutes Beispiel. Der Main-
stream der Volkswirte zählt zu Recht zu den passionier-
testen Verfechtern des Freihandels. Er bestritt auch nie die 
Verteilungswirkung, die der Handel bewirkt – mit Gewin-

nern und Verlierern, die in irgendeiner Form kompensiert 
werden müssten. Er kümmerte sich allerdings nie um die 
potenziell dramatische Dimension dieses Problems, das 
in den letzten Jahrzehnten ganze Gesellschaften in länd-
liche versus städtische Regionen, Rust-Belts versus High-
Tech-Belts sowie Schlecht- versus Gutverdiener gespalten 
hat. Wie stark diese Spaltung tatsächlich ausfällt, ist dabei 
zweitrangig. Wichtig ist, dass sie zunehmend als gesell-
schaftliche Realität wahrgenommen wird und die Wahl von 
Donald Trump zum Präsidenten der USA und des Brexit 
in Großbritannien recht gut erklärt. Es waren in der Wis-
senschaft eher Politologen und Soziologen als Volkswir-
te, die sich um diese Fragen kümmerten; und es waren in 
der Qualitätspresse nicht die Wirtschaftsteile, sondern vor 
allem die Feuilletons, die diese Themen aufgriffen, wenn 
auch nicht immer in der gebotenen sachkundigen Form.

All dies führte zu einem politischen Bedeutungsverlust der 
Ökonomen: Bei den großen Fragen der Zeit – von deut-
scher Einheit über die Finanzkrise bis zur Globalisierung – 
war es ihr eigenes technokratisches Denken, das sie aus 
der Mitte der Diskussion verdrängte. Die Frage ist: Wie 
kommen sie dort wieder hin?

Wege aus der Misere

„Politik beginnt mit dem Betrachten der Realität“, so ein be-
rühmter Satz des Politikers Kurt Schumacher. Dieser Satz 
muss am Anfang stehen, will die Profession der Volkswirte 
als Berater der Politik an Einfl uss zurückgewinnen. Realität 
heißt dabei: mehr als die wirtschaftliche Wirklichkeit, wie sie 
vielleicht noch in Modelle gezwängt werden kann. Es geht 
vor allem um die gesellschaftlichen, sozialen und politischen 
Randbedingungen und Trends, die in das Bild von Diagnose 
und Therapie mit einzubeziehen sind. Das haben die Ökono-
men zunehmend verlernt – dank unter anderem der Mathe-
matisierung und Ökonometrisierung ihres Faches.

Der am nächsten liegende Weg der Besserung ist des-
halb ein Erweitern der fachlichen Perspektive – raus aus 
der technokratischen Enge. Also: zurück zu Lehr- und 
Forschungsplänen sowie Studienstrukturen an unseren 
Universitäten, die zumindest einem Teil des Nachwuchses 
an Akademikern erlaubt, sich auf politisch-ökonomische 
Fragen zu spezialisieren und trotzdem den Einstieg in ei-
ne gute Karriere als Professor der Volkswirtschaftslehre zu 
fi nden. Dies ist leichter gesagt als getan: Enorm stark sind 
heute die Zwänge, mit Publikationen die „technischen“ 
Fertigkeiten zu beweisen statt das breitere gesellschaftli-
che Verständnis. Auch die Berufungspolitik der Universitä-
ten müsste sich deshalb ändern, und zwar gründlich.

All dies wird allerdings nicht reichen, wenn nicht ein wei-
teres Element hinzukommt: die politische Praxis. Alle de-
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zenden mündete.1 Abgesehen davon, dass diese Forde-
rung von Unkenntnis geprägt ist, – nach § 7 Abs. 1 Gesetz 

1 Vgl. dpa-Meldung vom 12.11.2014 mit dem Titel „SPD-Spitze stellt 
Zukunft der Wirtschaftsweisen infrage“ beziehungsweise R. Hoff-
mann: Überholtes Lehrbuchwissen, in: Frankfurter Rundschau vom 
15.11.2014. Durch diese Debatte angestoßen wurde zudem ein Zeit-
gespräch im Wirtschaftsdienst und ein Artikel im ifo Schnelldienst. 
Vgl. Sachverständigenrat – Wie politiknah sollte die Beratung sein?, 
in: Wirtschaftsdienst, 95. Jg. (2015), H. 3, S. 159-177; sowie N. Po-
trafke: Sind die Wirtschaftsweisen von gestern?, in: ifo Schnelldienst, 
68. Jg. (2015), H. 5, S. 20-21.

Die Diskussion um die wirtschaftspolitische Beratung 
fi ndet hierzulande grundsätzlicher als in anderen Län-
dern statt. Insbesondere der Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung ist im Mittelpunkt solcher Debatten, nicht zuletzt 
wenn er wirtschaftspolitische Maßnahmen der Bun-
desregierung deutlich kritisiert. So entzündete sich 
heftige Kritik an seiner Ablehnung des gesetzlichen 
Mindestlohns, die in Forderungen zu seiner Abschaf-
fung oder zumindest zur Auswechslung seines Vorsit-

mokratischen Parteien in Deutschland bräuchten dringend 
mehr ökonomischen Sachverstand in ihren Reihen, vor 
allem als Bereicherung ihrer Fachausschüsse Finanzen 
und Wirtschaft. Umgekehrt benötigen Volkswirte genau-
so dringend die Erfahrungswelt des politischen Entschei-
dens. Nur diese hilft, sie von technokratischen Neigungen 
zu befreien. Vor allem trägt sie dazu bei, das Gefühl dafür 
zu vermitteln, wie stark ökonomische Themen mit breite-
ren gesellschaftlichen Fragen verwoben sind. Es gilt also, 
talentierte junge Menschen zu ermuntern, sich gemäß ih-
rer ganz persönlichen gesellschaftspolitischen Vorstellun-
gen einer demokratischen Partei anzuschließen, und zwar 
möglichst früh und mit großem Engagement.

In einem tieferen Sinn geht es ein Stück weit um eine Re-
Politisierung des akademischen Diskurses. Von Politik 
hatten die deutschen Universitäten in den späten 1960er 
und den 1970er Jahren zu viel. Heute haben wir davon zu 
wenig.

Und es geht darum, Politik als Gestaltung und Reform 
der „res publica“ wieder ernst zu nehmen – und nicht nur 
den unverbindlichen Meinungsaustausch darüber in der 
Öffentlichkeit. Ein langjähriger und einfl ussreicher deut-
scher Parlamentarier hat es einmal treffend formuliert, als 
er sinngemäß sagte: Ich will im Gesetzbuch stehen, nicht 
in der Zeitung. Genau dieser Wille zum politischen Einfl uss 
fehlt bei vielen akademischen Ökonomen. Sie schrei ben 
und publizieren kluge Gutachten, aber sie kämpfen nicht 
darum, dass ihre Erkenntnisse auch Teil der Politik werden.

Übrigens gibt es auch keine kritische Öffentlichkeit, die 
das von ihnen verlangt. Fast das Gegenteil ist der Fall. Dies 

zeigt sich etwa daran, wie politischer Einfl uss von Öko-
nomen gemeinhin gemessen wird – durch Befragung von 
akademischen Kollegen sowie Beobachtern aus Medien, 
Politik und Verbänden. Dabei spielt natürlich bei den Be-
fragten die weithin erkennbare Wahrnehmbarkeit im medi-
alen Meinungsgetöse eine viel größere Rolle als die kon-
krete Vorarbeit an politischen Projekten und Gesetzent-
würfen, von denen die Öffentlichkeit (und selbst die eigene 
Profession) nur wenig bemerkt. Als Indikator für politische 
Wirkungskraft dient dann im Wesentlichen die Frequenz 
der Äußerung in den Medien: Wer viel sagt, hat viel Einfl uss.

Ein merkwürdiger Trugschluss! Und ein demotivierender 
zugleich, denn er verleitet Ökonomen eher dazu, an der 
medialen Attraktivität ihrer Ergebnisse zu arbeiten als an 
der politischen Tauglichkeit. Das allgegenwärtige Internet 
akzentuiert diesen Trend noch zusätzlich, wie sich in gera-
dezu grotesker Weise bei einigen web-affi nen amerikani-
schen Starökonomen zeigt: Sie sind Woche für Woche mit 
kühnen Thesen in aller Munde, haben aber so gut wie kei-
nen Einfl uss auf die Politik – und offenbar auch nur wenig 
Macht über die breitere öffentliche Meinung, wie die Wahl 
von Donald Trump gezeigt hat.

Wir sind also weit entfernt von den Wegen aus der Mise-
re. Eher verfestigt sich noch in der medialen Informations-
gesellschaft die Neigung der Ökonomen, Politik irgend-
welchen Funktionären zu überlassen und sich selbst auf 
die Forschung und deren öffentliche Vermarktung zu be-
schränken. Immerhin bietet der Aufstieg des Populismus 
erstmals eine echte Chance, die Misere in ihrer Tragweite 
für die Demokratie zu erkennen. Die Diskussion darüber 
kann beginnen. Hoffentlich tut sie es.

Lars P. Feld

Die Rolle von Wettbewerb, Mandat und Selektion in der 
wirtschaftspolitischen Beratung
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Ansätze für Reformen

Vor diesem Hintergrund ist es unwahrscheinlich, dass 
neue und zugleich realistische Vorschläge zur Verbes-
serung wirtschaftspolitischer Beratung aufkommen. Die 
Unterschiede zwischen dem deutschen Modell unabhän-
giger Politikberatung und dem US-amerikanischen Mo-
dell des Council of Economic Advisors (CEA), der Teil der 
Administration ist, sind hinlänglich beleuchtet.5 Ein drittes 
Modell, bei dem Interessengruppen in den Gremienbera-
tungen eingebunden sind, nämlich das Schweizer Modell 
der Kommission für Konjunkturfragen, spielt nach deren 
Abschaffung im Jahr 2007 keine Rolle mehr. In Anlehnung 
an andere Modelle der wirtschaftspolitischen Beratung ist 
somit kaum Erkenntnisgewinn zu erhoffen. Vielmehr lässt 
sich feststellen, dass andere Länder sich an das deutsche 
Modell unabhängiger Politikberatung anlehnen. Dies gilt 
etwa für Dänemark, vor allem aber für die Schaffung un-
abhängiger Fiskalräte in der EU. In den USA hat das un-
abhängige Congressional Budget Offi ce mittlerweile hö-
here Reputation erlangt als der CEA. Unabhängigkeit ist 
also eine wesentliche Eigenschaft.

In jüngerer Zeit wird darauf hingewiesen, dass in Analogie 
zur Wertfreiheit in den Wissenschaften ein hinreichendes 
Maß an Wettbewerb für eine objektive wirtschaftspoliti-
sche Beratung essentiell ist.6 Dieser Wettbewerb ist er-
reichbar, wenn der Markt für Politikberatung ein offener 
Markt ohne Marktzugangsschranken oder marktbeherr-
schende Stellungen ist. Dazu sind Offenheit und Trans-
parenz erforderlich. Gutachten und die dort verwendeten 
Daten sollten öffentlich zugänglich sein, damit sie der Kri-
tik ausgesetzt werden können.7 Für den Sachverständi-
genrat wird aus solchen Überlegungen abgeleitet, dass 
mehr kritisches Potenzial durch weniger homogene Be-
setzung des Rates nötig sei.8 Diese Überlegungen dienen 
als Ausgangspunkt für die Analyse der wirtschaftspoliti-
schen Beratung in Deutschland.

5 Vgl. insbesondere S. Cassel: Politikberatung und Politikerberatung, 
Bern 2001; sowie U. Papenfuß, T. Thomas: Eine Lanze für den Sach-
verständigenrat? – Plädoyer für eine differenzierte Analyse wirt-
schaftswissenschaftlicher Beratungsinstitutionen, in: Perspektiven 
der Wirtschaftspolitik, 8. Jg. (2007), H. 4, S. 335-358.

6 Mein leider viel zu früh verstorbener Lehrer Gebhard Kirchgässner ist 
der prominenteste Exponent dieses Ansatzes. Vgl. G. Kirchgässner: 
Zur Politischen Ökonomie der wirtschaftspolitischen Beratung, in: 
Wirtschaftsdienst, 93. Jg. (2013), H. 3, S. 198-203; und G. Kirchgäss-
ner: Zur Rolle der Ökonometrie in der wissenschaftlichen Politikbera-
tung, Thünen-Vorlesung 2012, in: Perspektiven der Wirtschaftspolitik, 
14. Jg. (2013), H. 1, S. 3-30.

7 Vgl. erneut G. Kirchgässner: Zur Politischen Ökonomie ..., a.a.O., 
S. 203; sowie G. Kirchgässner: Der Ökonom als Berater: Objektivität, 
Ideologie und Eigeninteresse, in: M. Held, G. Kubon-Gilke, R. Sturn 
(Hrsg.): Ökonomik in der Krise, Jahrbuch normative und institutionelle 
Grundlagen der Ökonomik 10, Marburg 2011, S. 219-241.

8 Vgl. G. Kirchgässner: Nützliche Ideologen, in: Wirtschaftsdienst, 
95. Jg. (2015), H. 3, S. 168-171.

über die Bildung eines Sachverständigenrates zur Begut-
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (Sach-
verständigenratsgesetz) ernennt der Bundespräsident 
auf Vorschlag der Bundesregierung die Mitglieder des 
Sachverständigenrates, seinen Vorsitz bestimmt der Rat 
aber nach § 8 Abs. 2 Sachverständigenratsgesetz selbst 
– illustriert dies, dass diesem Gremium eine Bedeutung 
für die wirtschaftspolitische Diskussion zugemessen 
wird, die vergleichbaren Gremien im internationalen Um-
feld nicht zukommt.2

Sachlicher als die öffentliche Debatte ist die juristische 
Kritik am Sachverständigenratsgesetz. Böckenförde äu-
ßerte in seiner Habilitationsschrift verfassungsrechtliche 
Bedenken, weil der Sachverständigenrat nicht nur der 
Bundesregierung, sondern auch dem Parlament und der 
Öffentlichkeit beratend gegenübertritt.3 Klein behauptete 
sogar, dass der Sachverständigenrat, ohne selbst poli-
tisch verantwortlich zu sein und ohne dass für seine Tätig-
keit ein Regierungsmitglied mangels Weisungsgewalt ver-
antwortlich gemacht werden könne, wirtschaftspolitische 
Leitungsbefugnisse ausübe und daher als kabinettsfreier 
Raum anzusehen sei.4

Kabinettsfreier Raum ist der Sachverständigenrat ange-
sichts der durch § 3 Abs. 1 Sachverständigenratsgesetz 
gewährten Unabhängigkeit tatsächlich. Sein Mandat 
deckt wirtschaftspolitische Leitungsbefugnisse jedoch 
nicht. Gemäß § 2 Sachverständigenratsgesetz begut-
achtet der Sachverständigenrat die gesamtwirtschaftli-
che Lage und die voraussichtliche Entwicklung, weist auf 
Fehlentwicklungen hin und zeigt Möglichkeiten zu deren 
Vermeidung oder Beseitigung auf, ohne bestimmte wirt-
schafts- und sozialpolitische Maßnahmen zu empfehlen. 
Die Bundesregierung muss gemäß § 6 Sachverständi-
genratsgesetz gegenüber dem Parlament zum Jahres-
gutachten Stellung nehmen und insbesondere ihre wirt-
schaftspolitischen Schlussfolgerungen darlegen. Welche 
sie daraus zieht, bleibt jedoch ihre Sache. Es gibt keine 
Vorprägung der Wirtschaftspolitik durch den Sachver-
ständigenrat. Er hat lediglich eine durch das Sachver-
ständigenratsgesetz hervorgehobene Stimme in der wirt-
schaftspolitischen Debatte.

2 Dies steht in starkem Gegensatz zu den ebenfalls immer wieder, ger-
ne kurz vor Übergabe eines Jahresgutachtens geäußerten Behaup-
tungen, der Sachverständigenrat habe seine Strahlkraft verloren oder 
sei im öffentlichen Diskurs nicht mehr wahrnehmbar. Vgl. beispiels-
weise M. Fischer: Wie unabhängig sind Deutschlands Ökonomen, in: 
Wirtschaftswoche vom 27.4.2014.

3 Vgl. E.-W. Böckenförde: Die Organisationsgewalt im Bereich der Re-
gierung: Eine Untersuchung zum Staatsrecht der Bundesrepublik 
Deutschland, Berlin 1964, 2. Aufl . 1998, S. 256 ff.

4 Vgl. E. Klein: Die verfassungsrechtliche Problematik des ministerial-
freien Raums, Berlin 1974, S. 71.
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Die Politische Ökonomik der wirtschaftspolitischen 
Beratung

Die Politische Ökonomik der wirtschaftspolitischen Be-
ratung9 wendet das ökonomische Verhaltensmodell auf 
die Berater selbst an. Wirtschaftspolitische Berater sind 
demnach genauso eigennützig und rational wie andere 
Akteure im politischen Prozess. Die Zielfunktion der Be-
rater dürfte in Anlehnung an die öffentliche Verwaltung 
die drei Ziele Power, Prestige, Pay (Macht, Prestige und 
Honorar/Aufwandsentschädigung) als Argumente enthal-
ten. Darunter lässt sich die Verwirklichung eigener poli-
tische Vorstellungen subsumieren. Wissenschaftler sind 
als wirtschaftspolitische Berater somit nicht neutral und 
nicht von vornherein der Wahrheit verpfl ichtet. Es kommt 
auf die Restriktionen an, denen sie unterliegen.

Hier spielt insbesondere die Reputation von Wissen-
schaftlern eine Rolle. Abgesehen von direkten Formen 
der Politikberatung erstellen Wissenschaftler Gutachten 
für Politiker, politische Institutionen oder Interessengrup-
pen. Diese Gutachten können instrumentell oder tech-
nisch sein, indem sie aufzeigen, wie bestimmte politische 
Ziele am besten erreicht werden können. Gutachten kön-
nen aber ebenfalls dazu dienen, bestimmte politische 
Positionen zu untermauern. Wissenschaftler haben dabei 
einen Anreiz, das Interesse des Auftraggebers zu berück-
sichtigen. Klugheitsargumente sprechen allerdings dafür, 
dass sie keine Gefälligkeitsgutachten verfassen. Wenn 
dies ersichtlich würde, insbesondere wenn die getrof-
fenen Aussagen nicht durch die angeführten Argumen-
te und die empirische Evidenz gedeckt wären, verlören 
Wissenschaftler ihre Reputation. Sie würden zudem für 
zukünftige Auftraggeber uninteressant, weil sie in gerin-
gerem Maße in der Lage sind, dem Anliegen der Auftrag-
geber Legitimität zu verleihen. Zeitinkonsistentes Verhal-
ten der Wissenschaftler mündet daher in einer Selektion 
derjenigen Gutachter durch die Auftraggeber, von denen 
sie sich Ergebnisse versprechen, die sich nahe an ihren 
politischen Positionen befi nden.

Wirtschaftspolitische Berater sind somit nicht wertfrei im 
Sinne Max Webers. Die Objektivität der wirtschaftspoli-
tischen Beratung ergibt sich in Anlehnung an den Kriti-
schen Rationalismus durch eine entsprechende Organi-

9 Ich stütze mich hier im Wesentlichen auf G. Kirchgässner: Der Öko-
nom als Berater ..., a.a.O.; ders.: Zur Politischen Ökonomie ..., a.a.O.; 
ders.: Zur Rolle der Ökonometrie ..., a.a.O.; ders.: Nützliche Ideologen 
..., a.a.O. Diese oder eine ähnliche Argumentation fi ndet sich in wei-
teren seiner Schriften seit G. Kirchgässner: Ideologie und Informati-
on in der Politikberatung: Einige Bemerkungen und ein Fallbeispiel, 
in: Hamburger Jahrbuch für Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik, 
Nr. 41, 1996, S. 9-41. Vgl. zudem K. Mause, K. Heine: Ökonomische 
Analysen wissenschaftlicher Politikberatung, in: Politische Vierteljah-
resschrift, 44. Jg. (2003), H. 3, S. 395-410.

sation des Prozesses wirtschaftspolitischer Beratung. 
Damit Reputation und Glaubwürdigkeit als Korrektive 
zum Tragen kommen, müssen Offenheit und Transparenz 
dieses Prozesses gewährleistet sein. Selektionseffekte 
treten auf, aber der Wettbewerb unterschiedlicher wirt-
schaftspolitischer Positionen führt dazu, dass Wissen-
schaftler die bestehenden wissenschaftlichen Standards 
einhalten.

Wettbewerb als Schlüsselelement

Diese Analyse der wirtschaftspolitischen Beratung ver-
nachlässigt jedoch die unterschiedlichen Ausprägungen 
des Wettbewerbs, charakterisiert die Restriktionen, de-
nen wirtschaftspolitische Berater unterliegen, unvollstän-
dig und nimmt keine Differenzierung zwischen der insti-
tutionellen und dem offenen Markt wirtschaftspolitischer 
Beratung vor. Letzteres ist bedeutsam hinsichtlich der 
Unabhängigkeit in der Politikberatung.

Wettbewerb zwischen unterschiedlichen wirtschaftspoli-
tischen Positionen hat viele Facetten:

• Er ergibt sich erstens zwischen unterschiedlichen Gut-
achtern für unterschiedliche Positionen. Länder, die 
gegen oder für ein geltendes Finanzausgleichsgesetz 
sind, stützen ihre Positionen vor dem Bundesverfas-
sungsgericht auf Gutachten. 

• Wettbewerb fi ndet zweitens über die Öffentlichkeit 
statt. In den Medien werden verschiedene wirtschafts-
politisch relevante Analysen auseinander genommen. 
Es fi ndet ein Schlagabtausch zwischen unterschied-
lichen wirtschaftspolitischen Positionen statt. Diese 
Ausprägung des Wettbewerbs ist durch die neuen 
elektronischen Medien wesentlich intensiviert worden. 

• Drittens herrscht Wettbewerb zwischen denjenigen, 
die aktuell wirtschaftspolitisch beraten, und denjeni-
gen, die ebenfalls in diese Position wollen. Dies lässt 
sich auf honorierte Gutachten unterschiedlicher Auf-
traggeber wie auf die institutionalisierte Politikbera-
tung beziehen. 

• Viertens, nur mit Bezug auf Gremien der Politikbera-
tung, besteht Wettbewerb unterschiedlicher Meinun-
gen innerhalb eines Gremiums.

Für jede dieser Formen des Wettbewerbs sind dazu för-
derliche Rahmenbedingungen denkbar. Offenheit und 
Transparenz stellen Voraussetzungen für die beiden 
erstgenannten Formen dar. Die dritte Form des Wettbe-
werbs ergibt sich aus Eigeninteresse der Wissenschaft-
ler von selbst. Allerdings muss gewährleistet sein, dass 
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die Argumente der Zielfunktion wirtschaftspolitischer 
Berater wenigstens teilweise kongruent mit denen der 
Wissenschaftler sind. Ist die wirtschaftspolitische Be-
ratung für Ökonomen uninteressant, weil ihnen die rein 
wissenschaftliche Betätigung genügt, so sinkt die Wett-
bewerbsintensität in diesem Bereich. Der Widerstreit von 
Meinungen innerhalb eines Gremiums gewinnt ebenfalls 
durch Offenheit und Transparenz. Hier muss jedoch zu-
gleich berücksichtigt werden, dass die Funktions- und 
Arbeitsweise eines Gremiums dadurch nicht zu sehr be-
einträchtigt werden darf. 

Zu stark vernachlässigt: Mandat und Selektion

Reputation und Wettbewerb sind nicht die einzigen kor-
rigierenden Mechanismen. Es ist erstaunlich, dass die 
Analyse des Wettbewerbs zwischen einzelnen Gutach-
tern in der bisherigen Diskussion unbesehen auf die in-
stitutionalisierte Beratung übertragen wird. Institutiona-
lisierte Beratung fi ndet auf Basis eines rechtlichen Man-
dats statt. Dieses Mandat ist eine formale Beschränkung 
für wirtschaftspolitische Berater, die sie bei der Maximie-
rung ihrer Zielfunktion an allgemeine Interessen bindet. 
Jedes Mandat ist zwar auslegungsfähig. Dies zeigt nicht 
zuletzt die Diskussion um die Geldpolitik der Europäi-
schen Zentralbank. Gleichwohl bleibt eine Beschränkung 
bestehen. 

Erheblich ist die Selektion der wirtschaftspolitischen  Be-
rater. Jeder Auftraggeber versucht die Legitimität seiner 
Position durch einen angesehenen Gutachter zu stärken. 
Je höher die Reputation des Gutachters, umso stärker 
fällt dieser Legitimationseffekt aus. Bei der institutionali-
sierten Beratung kommt es jedoch auf die Reputation des 
Gremiums an. Hier müssen angesehene Wissenschaftler 
selektiert werden, um die Akzeptanz des Gremiums in 
der Bezugsgruppe der Fachöffentlichkeit sicherzustel-
len. Mitglieder solcher Gremien müssen also einerseits 
durch ihre Publikationen überzeugen. Andererseits sollte 

es sich aber um Personen handeln, die zu einem Transfer 
wissenschaftlicher Erkenntnisse in die wirtschaftspoliti-
sche Realität in der Lage sind.

Unabhängigkeit in der wirtschaftspolitischen 
Beratung unerlässlich

Wettbewerb durch Offenheit und Transparenz, insbeson-
dere die Offenlegung von Argumentationsbezügen (Quel-
lenangaben), verwendeter Daten und Methoden sowie die 
Veröffentlichung von Gutachten, sind zentral für die wirt-
schaftswissenschaftliche Politikberatung. Zugleich müs-
sen aber die Anreize für Wissenschaftler groß genug sein, 
sich in der wirtschaftspolitischen Beratung zu engagie-
ren. Dies verstärkt den Wettbewerbsdruck, der über die 
Öffentlichkeit zustande kommt.

Damit Reputationseffekte zum Tragen kommen, sollten 
Selektionsmechanismen stärker berücksichtigt werden. 
Für Gremien der wirtschaftspolitischen Beratung spielt 
dies vor allem auf die Reputation der Mitglieder an. Sie 
muss im Vordergrund stehen und sollte Vorrang vor der 
Repräsentation unterschiedlicher politischer Positionen 
innerhalb des Gremiums haben. Selbst ein homogen zu-
sammengesetztes Gremium ist dem Wettbewerb politi-
scher Meinungen in der Öffentlichkeit stark ausgesetzt. 
Seine Arbeitsfähigkeit dürfte allerdings höher sein.

Unabhängigkeit von Gremien wirtschaftspolitischer Be-
ratung ist von essentieller Bedeutung für dessen Repu-
tation in der (Fach-)Öffentlichkeit und damit zugleich für 
seine Attraktivität für andere Wissenschaftler. Die Unab-
hängigkeit stärkt die Bedeutung der Fachöffentlichkeit 
nicht zuletzt im Hinblick auf die Berücksichtigung neuer 
Erkenntnisse und Methoden. Unabhängigkeit sorgt für ei-
ne stärker langfristige Orientierung und drängt Zeitinkon-
sistenzen in den Hintergrund. Das deutsche Modell unab-
hängiger wirtschaftspolitischer Beratung ist nicht zuletzt 
deshalb attraktiv für andere Länder.


